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Drucksache 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Besatzungsfolgen 
(5. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Schloß, Dr. Pfleiderer, Eber- 
hard, Wirths und Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
über die Abgeltung von Besatzungsleistungen 
und Besatzungsschäden 

- Drucksache 554 - 

über den von den Abgeordneten Dr. Wahl, Dr. Serres, 

Dr. Blank (Oberhausen), Samwer und Genossen eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über die Abgeltung von Besatzungs- 
leistungen und Besatzungsschäden 

- Drucksache 1094 - 

über den Antrag der Fraktion der CDU/CSU zur Beratung der 
Großen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU betr. Finanzhilfe 
für durch Bauten der Besatzungsmächte betroffene Gemeinden 

- Drucksache 450, Umdruck 286 - 


A. Bericht des Abgeordneten Schmitt (Vockenhausen): 


A. Allgemeines 

Mit dem vorliegenden Bericht legt der Ausschuß 
für Besatzungsfolgen den Entwurf eines Gesetzes 
zur Abgeltung von Besatzungsschäden vor, der 
auf Grund der Beratungen des Ausschusses über 
die Drucksachen 554 und 1094 ausgearbeitet wor- 
den ist. 

Schon bei der ersten Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Abgeltung von Besatzungs- 
leistungen und Besatzungsschäden, Drucksache 
1094, in der 64. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 27. Januar 1955 ergab die Aussprache, daß alle 
Fraktionen die aus dem Hause vorgelegten Ent- 
würfe nur als Beratungsgrundlage für die zu 
regelnde Materie ansahen. Bei den Beratungen des 
Ausschusses, denen eine Gegenüberstellung der 
beiden Entwürfe zugrunde gelegt wurde, kam man 
zu dem Ergebnis, daß es die Arbeit wesentlich er- 


leichtern würde, wenn unter Berücksichtigung der 
in der Generaldebatte vertretenen Ansichten und 
der Kritik an den beiden Entwürfen ein neuer 
Entwurf ausgearbeitet werden würde. Für diesen 
Entwurf wurden folgende Leitsätze aufgestellt: 

1. Die Besatzungsschäden sind gegenüber den an- 
deren Kriegsfolgeschäden ein Tatbestand eigener 
Art, der eine gesonderte Regelung erforderlich 
macht. Um jedoch nicht in Bereiche überzugrei- 
fen, die dem Kriegsfolgenschlußgesetz Vorbehal- 
ten bleiben müssen, sind die Besatzungsschäden 
klar gegenüber den sonstigen Kriegsfolgeschäden 
abzugrenzen. 

2. Den Besatzungsgeschädigten soll ein Rechts- 
anspruch auf Entschädigung gegen den Bund ge- 
währt werden. Für die Verfolgung des Entschä- 
digungsanspruchs soll der Rechtsweg gewähr- 
leistet sein. 
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3. Das Gesetz soll eine Entschädigung vorsehen, 
die einen angemessenen Ausgleich für die Be- 
satzungsschäden darstellt. Besondere Berücksich- 
tigung sollen die Personenschäden erfahren. 

4. Bei den Schäden aus der Zeit vor der Wäh- 
rungsreform, die nach den besatzungsrechtlichen 
Vorschriften abgegolten worden sind, soll unter- 
schieden werden, ob die Entschädigungen vor 
oder nacli dem 21. Juni 1948 gewährt worden 
sind. 

Soweit die Entschädigung vor dem Währungs- 
stichtag in Reichsmark gezahlt worden ist und 
der allgemeinen Umstellung unterlag, soll keine 
zusätzliche Entschädigung nach dem Gesetz ge- 
währt werden; denn es handelt sich um einen 
allgemeinen Währungsschaden. Eine Durch- 
brechung der Währungsgesetzgebung hielt der 
Ausschuß für nicht vertretbar. Nur in Fällen, in 
denen die Entschädigung unmittelbar vor dem 
Währungsstichtag ausgezahlt worden ist, soll die 
Gewährung eines Härteausgleichs in Aussiclit 
genommen werden. 

Soweit die Entschädigung nach dem Wäh- 
rungsstichtag unter Umstellung im Verhältnis 
von 1 DM für 10 RM ausgezahlt worden ist, soll 
nachträglich eine zusätzliche Entschädigung nach 
sozialen Gesichtspunkten gewährt werden. 

5. Unter der Rechtspraxis der Besatzungsmächte 
sind eine Reihe von Fällen abgeschlossen wor- 
den, deren erneute Behandlung notwendig er- 
scheint. Das Gesetz soll daher die Möglichkeit 
vorsehen, daß unter bestimmten Voraussetzungen 
auch bereits abgewickelte Fälle erneut über- 
prüft werden. 

6. Die Festsetzung der Entschädigung soll in einem 
förmlichen Verwaltungsverfahi’en mit der Mög- 
lichkeit der Beschwerde und der anschließenden 
Klage vor den Verwaltungsgerichten erfolgen. Es 
sollen einheitliche Verfahrensvorschriften für das 
ganze Bundesgebiet gelten. Die Festsetzung soll 
den Behörden übertragen werden, die diese Auf- 
gaben bereits bisher durchgeführt haben. Hier- 
durch soll aber der Zuständigkeitsregelung für 
das Bundesleistungs-, Landbeschaffungs- und 
Schutzbereichsgesetz in keiner Weise vorgegrif- 
fen werden. 

Auf der Grundlage dieser Beschlüsse des Aus- 
schusses und unter Berücksichtigung der Druck- 
sachen 554 und 1094 wurde ein neuer Entwurf aus- 
gearbeitet. 

Das Inkrafttreten der Pariser Verträge machte 
es erforderlich, den Entwurf, der im Ausschuß be- 
reits durchberaten war, umzugestalten, um ihn der 
neuen Rechtslage anzupassen. Schäden, die nach 
dem 5. Mai 1955, 12 Uhr, von den ausländischen 
Streitkräften verursaclit werden, sind keine Be- 
satzungsschäden mehr. Für sie gelten nach Artikel 8 
des Finanzvertrages die deutschen Rechtsvorschrif- 
ten, nach denen sich die Haftung der Bundesrepu- 
blik unter sonst gleichen Umständen bestimmt. 


Seit dem 5. Mai 1955 gibt es in der Bundesrepublik 
auch keine neuen Besatzungsleistungen mehr. Der 
Entwurf war somit nunmehr darauf auszurichten, 
die Abgeltung der in der Vergangenheit entstan- 
denen Besatzungsschäden abschließend zu regeln. 

Der neue Entwurf, der verhältnismäßig rasch 
ausgearbeitet werden konnte, ist im Ausschuß ein- 
stimmig angenommen worden. Der Haushaltsaus- 
schuß sowie der Ausschuß für Kommunalpolitik, 
denen der Gesetzentwurf Drucksache 1094 zur Mit- 
beratung überwiesen war, haben dem Entwurf zu- 
gestimmt. 

B. Im einzelnen 

Der Entwurf enthält drei Teile, die materiellen 
Vorschriften, die Verfahrensvorsdiriften und die 
Schlußvorschriften. Die materiellen Vorschriften 
sind in folgende fünf Abschnitte aufgeteilt: 

Grundvorschriften, 

Entschädigungen, 

Entschädigungen in besonderen Fällen, 

Gemeinsame Vorschriften für die Entschädigung, 

Härteausgleich und Bundesdarlehen. 

Zu dom Entwurf ist aus den Ausschußberatungen 
folgendes zu bemerken: 

1. Zur Überschrift 

Sowohl die Drucksache 554 als auch die Druck- 
sache 1094 hatten vorgesehen, daß die Überschrift 
lauten sollte: „Entwurf eines Gesetzes zur Abgel- 
tung von Besatzungsleistungen und Besatzungs- 
schäden.“ Da das Gesez jetzt ausschließlich eine Re- 
gelung der bis zum 5. Mai 1955 verursachten Be- 
satzungsschäden enthält, war die Überschrift ent- 
sprechend zu ändern. 

2. Zu § 1 

§ 1 stellt klar, daß den Besatzungsgeschädigten 
durch das Gesetz ein Rechtsanspruch auf Entschä- 
digung gegen die Bundesrepublik eingeräumt wird, 
der auf dem Rechtsweg verfolgt werden kann. Zum 
Ausgleich von Besatzungsschäden können auch 
Härtcausgleiche und Bundesdarlehen gewährt wer- 
den. Wegen der Anfechtung wird auf Nr. 14 letz- 
ter Absatz verwiesen. 

3. Zu den §§ 2 und 3 

In diesen Vorschriften wird der Begriff des Be- 
satzungsschadens abgegrenzt. § 2 legt den Per- 
sonenkreis fest, der als Verursacher von Be- 
satzungsschäden in Betracht kommt. Weiter steckt 
er den zeitlichen Bereich ab, in dem Besatzungs- 
schäden im Sinne des Gesetzes verursacht werden 
konnten. Es ist das die Zeit vom 1. August 1945 
bis zum 5. Mai 1955, 12 Uhr mittags. Der Aus- 
schuß hat sich eingehend mit dem Stichtag des 
1. August 1945 beschäftigt. Da der Zeitraum bis 
zum 1. August 1955 von dem Lastenausgleichs- 
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gesetz erfaßt wird und die Wahl eines anderen 
Stichtags willkürlich sein mußte, erschien es dem 
Ausschuß trotz mancher zweifellos vorhandenen 
Härten nicht vertretbar, einen anderen Stichtag 
festzulegen. 

§ 3 grenzt negativ die Schäden ab, die nicht von 
dem Gesetz erfaßt werden sollen. Die ausgeklam- 
merten Schadensgruppen werden zu einem Teil 
unter das Kriegsfolgenschlußgesetz fallen, dessen 
Entwurf zur Zeit der Abfassung des Berichts dem 
Bundesrat vorliegt. 

4. Zu den §§ 4 und 5 

Die §§ 4 und 5 enthalten die Grund vor Schriften 
darüber, für welche Besatzungsschäden eine Ent- 
schädigung gewährt wird. Entschädigungsfähig sind 
danach sowohl Personen- als auch Sachschäden. Die 
Regelung des § 4 folgt den Grundsätzen, die auch 
für das private Schadensrecht gelten. Nach § 5 
wird ohne Rücksicht auf Widerrechtlichkeit und 
Verschulden gehaftet für Schäden an Sachen, die 
von den Besatzungsmächten zur Nutzung oder zum 
Gebrauch in Anspruch genommen worden sind, für 
Manöverschäden und für Schäden an Verkehrs- 
anlagen. 

Die Bestimmung des § 5 Nr. 3, welche die Ent- 
schädigung für Schäden an Verkehrsanlagen regelt, 
verbessert die Lage der Straßenbaulastträger. Nach 
dieser Vorschrift ist ihnen eine Entschädigung für 
Schäden zu gewähren, die an den Verkehrsanlagen 
durch Panzer oder andere überschwere Fahrzeuge 
verursacht werden. Der Ausschuß hat damit im 
Benehmen mit dem Ausschuß für Kommunalpoli- 
tik den berechtigten Wünschen der Gemeinden und 
Gemeindeverbände entsprochen. 

5. Zu § 6 

Die Besatzungsmächte haben in einer großen An- 
zahl von Fällen auf privaten Grundstücken Gebäude 
errichtet. Eine Bereinigung der Rechtsverhältnisse, 
die in diesen Fällen erforderlich wird, geht über 
den Rahmen des Gesetzes hinaus. Sie war daher 
einem besonderen Gesetz vorzubehalten. 

6. Zu den §§ 7 bis 11 

Die Bestimmungen regeln die Höhe der Entschä- 
digung bei Sachschäden. Ist die Sache zerstört wor- 
den oder verlorengegangen, so bemißt sich die 
Entschädigung nach dem objektiven Verkehrs- 
wert. Es sind somit die Wertminderungen zu be- 
rücksichtigen, die seit der Anschaffung der Sache 
durch Abnutzung oder auf andere Weise entstan- 
den sind. Das entspricht den allgemeinen Grund- 
sätzen des öffentlichen Entschädigungsrechts. Auch 
bei dem Schadensersatz nach den bürgerlich- recht- 
lichen Vorschriften sind bei gebrauchten Sachen 
nicht die Wiederbeschaffungskosten maßgebend. 
Andererseits ist nicht zu verkennen, daß die be- 
treffenden Sachen regelmäßig durch Beschaffung 
neuer Sachen ersetzt werden müssen und daß da- 
durch Aufwendungen notwendig werden, die über 


die nach dem objektiven Verkehrswert bemessene 
Entschädigung hinausgehen. Das wirkt sich beson- 
ders stark bei alten Sachen aus. Um Härten zu ver- 
meiden, sieht daher der Entwurf bei dem Verlust 
oder der Zerstörung beweglicher Sachen grund- 
sätzlich eine Mindestentschädigung in Höhe von 
50 V. H., bei gewerblichen Einrichtungsgegenstän- 
den von 33V3 V. H. der Wiederbes chaffungskosten 
vor. Weiter besteht die Möglichkeit, zur Erleichte- 
rung der Wiederbeschaffung von Sachen Bundes- 
darlehen zu erhalten (§ 41). 

7. Zn § 12 

Nach den besatzungsrechtlichen Vorschriften galt 
bei Sachen, die von einer Besatznngsmacht zur 
Nutzung oder zum Gebrauch in Anspruch genom- 
men waren, als Zeitpunkt des schädigenden Ereig- 
nisses der Zeitpunkt der Freigabe der Sache, so- 
weit er nicht im Einzelfall auf andere Weise fest- 
gestellt werden konnte. Der Entwurf legt dem- 
gegenüber unwiderleglich fest, daß bei nicht ver- 
brauchbaren Sachen als Zeitpunkt des schädigen- 
den Ereignisses der Zeitpunkt der Freigabe anzu- 
sehen ist. Hierdurch können in einer Reihe von 
Fällen Härten vermieden werden. 

8. Zu den §§ 13 und 14 

Nach diesen Bestimmungen sollen unter gewis- 
sen Voraussetzungen auch Entschädigungen für 
Vermögensschäden gewährt werden, die im Zu- 
sammenhang mit Sachschäden entstehen können. 
Auch diese Bestimmungen sollen dazu dienen, Här- 
ten zu vermeiden. 

9. Zu den §§ 15 bis 20 

Die En tschädigungs Vorschriften für Personen- 
schäden schließen sich engstens an die Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs an. 

10. Zu § 21 

§ 21 enthält Vorschriften für die noch nicht ab- 
gewickelten Schäden aus der Zeit vor der Wäh- 
rungsreform. Für Personenschäden wird eine Ent- 
schädigung voll in D-Mark gewährt, wenn und so- 
weit sich die Folgen des schädigenden Ereignisses 
nach der Währungsreform noch ausgewirkt haben 
oder noch auswirken. Bei Sachschäden wird eine 
Entschädigung nach der sozialen Regelung der 
§§ 26 bis 30 gewährt. 

11. Zu den §§ 22 bis 25 

Die bereits in der Vergangenheit nach den be- 
satzungsrechtlichen Vorschriften abgewickelten 
Fälle können grundsätzlich nicht wieder aufgenom- 
men werden. Die Praxis macht es jedoch notwen- 
dig, daß eine Überprüfungsmögli^keit gegeben 
sein muß. Eine solche ist in den §§ 24 und 25 vor- 
gesehen. 

Nach § 24 wird eine Entschädigung gewährt, 
wenn der Geschädigte auf seinen Antrag entweder 
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keine oder eine zu geringe Entschädigung des- 
wegen erhalten hat, weil bei der Entscheidung die 
Rechtsvorschriften unrichtig angewendet oder die 
Beweise unzutreffend gewürdigt worden sind. Bei 
Sachschäden hat der Ausschuß verständlicherweise 
weiter die Voraussetzung aufgestellt, daß der Be- 
trag, um den die Entschädigung zu gering bemes- 
sen worden ist, einen bestimmten Hundertsatz er- 
reichen muß. 

Eine ähnliche Regelung ist auch für die Fälle 
vorgesehen, in denen im Wege der Vereinbarung 
eine Entschädigung festgesetzt worden ist. Hier ist 
allerdings die Gewährung einer zusätzlichen Ent- 
schädigung dem Charakter der Fälle nach an schär- 
fere Voraussetzungen gebunden. Der Geschädigte 
muß nachweisen, daß er die Vereinbarung nur 
unter dem Druck seiner wirtschaftlichen Verhält- 
nisse abgeschlossen hat. Außerdem muß die Ge- 
währung der zusätzlichen Entschädigung erforder- 
lich sein, um eine unbillige Härte zu vermeiden. 

12. Zu den §§ 26 bis 31 

Diese Bestimmungen behandeln die Fälle, in 
denen die Schäden vor der Währungsreform ent- 
standen, die Entschädigungen aber erst nach 
der Währungsreform im Verhältnis 10 : 1 in 
D-Mark gezahlt worden sind. Die vom Ausschuß 
vorgeschlagene soziale Lösung hat das Ziel, den- 
jenigen eine möglichst wirksame Hilfe zuteil wer- 
den zu lassen, die den Schaden wirtschaftlich noch 
nicht überwunden haben. Dazu gehört auch der 
Personenkreis, der zwar den Schaden überwunden 
hat, sich aber dabei nach Lage seiner Verhältnisse 
über das Zumutbare hinaus einschränken mußte. 
Auf die zusätzlichen Entschädigungen besteht ein 
Rechtsanspruch. 

13. Zu § 32 

Während nach deutschem Recht bei Körperschä- 
den mit Dauer folgen die Entschädigung grundsätz- 
lich in der Form einer Rente zu gewähren ist, haben 
die amerikanischen Behörden entsprechend ihrem 
Heimatrecht den Geschädigten allgemein Kapital- 
abfindungen gezahlt. Diese Praxis macht es not- 
wendig, denjenigen zu helfen, die noch vor der 
Währungsreform die Kapitalabfindung in Reichs- 
mark erhalten haben. Der Entwurf sieht daher vor, 
daß diesen Geschädigten wegen der noch fortwir- 
kenden Schadensfolgen eine Entschädigung in 
Form einer Rente gewährt werden soll. Maß- 
gebend für die Höhe der Rente sind die Sätze des 
Bundes Versorgungsgesetzes. 

14. Zu § 40 

Die Härtebestimmung des § 40 soll es ermög- 
lichen, Sonderfälle zu berücksichtigen, die nach den 
allgemeinen Bestimmungen nicht angemessen ge- 
regelt werden können. Neben anderen Fällen wird 
nach dieser Bestimmung ein Ausgleich in den Fäl- 
len gewährt werden können, in denen die Ent- 
schädigung unmittelbar vor der Währungsreform 


in Reichsmark ausgezahlt worden ist. Grundsätz- 
lich müssen diese Schäden allerdings als abgegolten 
angesehen werden. Eine „Aufweichung“ des Grund- 
satzes, daß vor dem 21, Juni 1948 bewirkte Zahlun- 
gen einen entsprechenden Reichsmark anspruch voll 
zum Erlöschen gebracht haben, kann nicht in Be- 
tracht gezogen werden. Andererseits darf nicht ver- 
kannt werden, daß die Praxis der Besatzungsdienst- 
stellen, noch unmittelbar vor dem Umstellungs- 
stichtag in vielen Fällen Zahlungen zur Abgeltung 
von Besatzungsschäden zu leisten, erhebliche Här- 
ten mit sich gebracht hat. Auf Anregung des Aus- 
schusses hat sich daher der Herr Bundesfinanz- 
minister bereit erklärt, nach Verkündung des Ge- 
setzes auf Grund des § 40 einen Härteausgleich in 
den Fällen zu gewähren, in denen der Besatzungs- 
schaden innerhalb von 10 Tagen vor dem Umstel- 
lungsstichtag durch eine Reichsmarkzahlung abge- 
golten worden ist. Hierbei soll an die Regelung 
der §§ 26 bis 30 angeknüpft werden. 

Auf die Gewährung des Härteausgleichs besteht 
seiner Natur nach kein Rechtsanspruch, Das be- 
deutet aber nicht, daß die Bescheide, durch die 
über Anträge auf einen Härteausgleich entschieden 
wird, jeder gerichtlichen Nachprüfung entzogen 
sind. Vielmehr werden sie im Rahmen der für die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit bestehenden Vorschrif- 
ten vor den Verwaltungsgerichten angefochten wer- 
den können. 


15. Zu § 41 

Von der Aufnahme einer besonderen Vorschrift 
über die Anforderungen, die hinsichtlidi der Siche- 
rung der Bundesdarlehen gestellt werden sollen, 
wurde abgesehen, nachdem seitens des Bundes- 
ministeriums der Finanzen eine entgegenkom- 
mende Fassimg der Richtlinien zugesagt wurde. 

16. Zu den §§ 42 bis 59 

Der Ausschuß legte besonderen Wert darauf, 
daß vor der abschließenden Entscheidung über 
einen Entschädigungsantrag Feststellungs- und 
Teilbescheide ergehen können, da sich sehr oft die 
Gesamtbearbeitung eines Falles über einen län- 
geren Zeitraum hinziehen kann. Wichtig ist daher 
auch, daß auf die Entschädigung Vorauszahlungen 
geleistet werden können. 

Das Verfahren vor den Verwaltungsbehörden 
ist kostenfrei. Auslagen, die dem Antragsteller in 
diesem Verfahren entstehen, werden ihm erstattet, 
wenn sie zur zweckentsprechenden Wahrnehmung 
seiner Rechte notwendig waren und sich sein An- 
trag als begründet erwiesen hat. 

Im Zusammenhang mit den Verfahrensvorschrif- 
ten ist auch die Bestimmung des § 37 hervorzu- 
heben. Sie besagt, daß eine Entschädigung ganz 
oder teilweise versagt werden kann, wenn der An- 
tragsteller versucht hat, sich durch unlautere Mit- 
tel eine ungerechtfertigte Entschädigung zu er- 
schleichen. 
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17. Zu § 60 

Da sich die Pariser Verträge nicht auf Berlin 
erstrecken, können die dort geltenden besatzungs- 
rechtlichen Vorschriften über die Abgeltung von 
Besatzungsschäden nicht durch das Gesetz aufge- 
hoben werden. Sie werden daher neben dem Gesetz 
weiter in Anwendung bleiben. Um das Verhältnis 
dieser beiden Gruppen von Entschädigungsbestim- 
mungen zu regeln, war die Vorschrift des § 60 
Abs. 2 erforderlich. 


18. Zu § 61 

Nach dem Ersten Teil des Vertrages zur Rege- 
lung aus Krieg und Besatzung entstandener Fra- 
gen bleiben die besatzungsrechtlichen Vorschriften 
weiter in Kraft, bis sie durch ein deutsches Gesetz 
aufgehoben werden. Demgemäß war in § 61 die 
Aufhebung derjenigen besatzungsrechtlichen Vor- 
schriften vorzusehen, welche sich auf die Abgel- 
tung von Besatzungsschäden beziehen. 


B. Antrag des Ausschusses; 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen 554 und 1094 — 
in der nachstehenden Fassung mit der Über- 
schrift „Entwurf eines Gesetzes über die Abgel- 
tung von Besatzungsschäden“ anzunehmen; 

2. den Antrag der Fraktion der CDU/CSU zur Be- 
ratung der Großen Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU — Drucksache 450, Umdruck 286 — 
betr. Finanzhilfe für durch Bauten der Be- 
satzungsmächte betroffene Gemeinden für er- 
ledigt zu erklären; 

3. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 22. Juli 1955 

Der Ausschuß für Besatzungsfolgen 

Dr. Wahl Schmitt (Vockenhausen) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Abgeltung von Besatzungsschäden 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER TEIL 

Abgeltungsvorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 
Grundvorschriften 

§ 1 

Zum Ausgleich von Besatzungsschäden ge- 
währt die Bundesrepublik nach Maßgabe der 
Vorschriften dieses Gesetzes Entschadigun- 
gen, Härteausgleiche und Bundesdarlehen. 

§ 2 

Besatzungsschäden im Sinne dieses Gesetzes 
sind Schäden, die im Geltungsbereidi des 
Grundgesetzes in der Zeit vom 1. August 
1945 bis zum 5. Mai 1955, 12 Uhr mittags, 
verursacht worden sind 

1. durch Besatzimgsbehörden oder Besat- 
zungsstreitkräfte; 

2. durch Mitglieder der Besatzungsstreit- 
kräfte oder ihre Familienangehörigen; 

3. durch Staatsangehörige einer Besatzungs- 
macht, die im Dienst einer Besatzungsbe- 
hörde standen, oder Ihre Familienangehö- 
rigen; 

4. durch nichtdeutsche Personen oder Orga- 
nisationen, für die eine Besatzungsmacht 
kraft Gesetzes die Haftung übernommen 
hat; 


5. durch Besatzungsbedienstete, die nicht zu 
dem in Nummer 2 und 3 genannten Per- 
sonenkreis gehörten, sofern sie in Ausfüh- 
rung einer Arbeits- oder Dienstverrichtung 
gehandelt haben. 

§ 3 

(1) Besatzungsschäden im Sinne dieses Ge- 
setzes sind nldit 

1 . Schäden infolge von Maßnahmen zum 
Zwecke der Reparation, Restitution und 
der Beseitigung des Kriegspotentials; 

2. Sdiäden infolge des Verlusts oder der Be- 
schädigung von Gegenständen, die auf 
Grund einer Rechtsvorschrift der Besat- 
zungsmächte einer Ablieferungspflicht un- 
terlagen; 

3. Sdiäden auf dem Gebiet des gewerblichen 
Reditssdiutzes und des Urheberrechts an 
Werken der Literatur, Tonkunst und der 
bildenden Künste, die auf Grund von An- 
ordnungen einer zuständigen Besatzungs- 
behörde entstanden sind; 

4. Schäden infolge von Maßnahmen zum 
Zwecke der Entflechtung und Dekartel- 
lisierung; 

5. Schäden infolge von Berufs-, Produktions- 
und Betriebsverboten oder -einschrankun- 
gen; 

6. Schäden Infolge der Beschlagnahme von 
Vermögen gemäß Gesetz Nr. 52 der Mili- 
tärregierung und entsprechenden Rechts- 
vorschriften; 

7. Schäden, die durch die ordnungsmäßige In- 
anspruchnahme von Besatzungsleistungen 
verursacht worden sind, es sei denn, daß 
es sich um Schäden an zur Nutzung oder 
zum Gebrauch in Anspruch genommenen 
Sachen handelt; 
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8. Schäden aus der Verletzung oder Nichter- 
füllung vertraglicher, familienrechtlichcr 
oder sonstiger privatrechtlicher Verpflidi- 
tungen. • 

(2) Schäden, die in Durchführung allgemei- 
ner Anordnungen der Besatzungsmächte ver- 
ursacht worden sind, gelten audi dann nicht 
als Besatzungsschäden im Sinne dieses Geset- 
zes, wenn keiner der besonderen Tatbestände 
des Absatzes 1 erfüllt ist. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Entschädigungen 
§ 4 

(1) Eine Entschädigung wird gewährt für 
Besatzungsschäden, die dadurch entstanden 
sind, daß durch eine widerrechtliche und 
sdiuldhafte Handlung oder Unterlassung der 
Körper oder die Gesundheit verletzt oder 
eine Sache beschädigt oder zerstört worden 
oder in Verlust geraten ist. 

(2) War die Handlung oder Unterlassung 
nicht schuldhaft, so wird eine Entschädigung 
gewährt, wenn und soweit bei Anwenclun- 
dung der Vorschriftendes bürgerlichen Rechts 
in einem solchen Fall ein Ersatzanspruch be- 
gründet wäre. 

S 5 

Unabhängig davon, ob die Voraussetzun- 
gen des § 4 vorliegen, wird eine Entschädi- 
gung gewährt 

1. für Besatzungssdiäden an Sachen, die durch 
eine Besatzungsmacht ordnungsgemäß zur 
Nutzung oder zum Gebrauch in Anspruch 
genommen worden sind, wenn die Schäden 
während der Dauer der Inanspruchnahme 
entstanden sind und in ursächlichem Zu- 
sammenhang mit dieser stehen; 

2. für Bcsatzungsschäden, die in Durchfüh- 
rung von Manövern ocler anderen militäri- 
sdien Übungen an Grundstücken verur- 
sacht worden sind; 

3. für Besatzungsschäden an Straßen, Wegen, 
Brücken und Wasserstraßen, die nach Art 
und Umfang merklich über die Schäden 
hinausgehen, welche sich aus der gewöhn- 
lichen Benutzung ergeben. 

§6 

(1) Als Besatzungsschäden im Sinne des § 5 
Nr. 1 sind auch bauliche Veränderungen an- 


zusehen, die auf Veranlassung einer Besat- 
zungsmadit an einem zur Nutzung oder zum 
Gebrauch in Anspruch genommenen Grund- 
stück vorgenommen worden sind, wenn das 
Grundstück infolge der Veränderung seinem 
ursprünglichen Verwendungszweck nicht 
mehr zu dienen geeignet oder seine Benut- 
zung wesentlich beeinträchtigt oder seine Be- 
wirtschaftung wesentlich ersdiwert ist. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 wird eine 
Entschädigung nach diesem Gesetz nicht ge- 
währt, wenn ein Gebäude auf dem in An- 
spruch genommenen Grundstück errichtet 
worden ist und die Kosten der Beseitigung 
des Gebäudes und der Wiederherstellung des 
früheren Zustandes mehr als ein Fünftel des 
gemeinen Werts des Grundstücks im frühe- 
ren Zustand betragen würden. Die Regelung 
der Rechtsverhältnisse in diesen Fällen bleibt 
einem besonderen Gesetz Vorbehalten. 

S 7 

(1) Die Entschädigung für den Verlust 
oder die Zerstörung einer Sache bemißt sich 
nach dem gemeinen Wert, den die Sache im 
Zeitpunkt des sdiädigenden Ereignisses hatte. 

(2) Ist seit dem Zeitpunkt des schädigenden 
Ereignisses eine vresentliche Änderung der 
Preis- und Wertverhältnisse eingetreten, so 
ist der gemeine Wert im Zeitpunkt der Ent- 
scheidung zugrunde zu legen. 

(3) Der gemeine Wert beweglicher Sachen 
kann auf der Grundlage der Anschaffungs- 
kosten für neue Gegenstände gleicher Art 
unter Berücksichtigung der Wertminderung 
berechnet werden, die vom Zeitpunkt der 
Anschaffung bis zum Zeitpunkt des schädi- 
genden Ereignisses eingetreten ist. 

S 8 

(1) Ist die nach § 7 zu gewährende Ent- 
sdiädigung für den Verlust oder die Zerstö- 
rung beweglicher Sachen mit Ausnahme ge- 
werblidier Einrichtungsgegenstände geringer 
als 50 vom Hundert der Anschaffungskosten 
für neue Sachen gleicher Art, so wird eine zu- 
sätzliche Entschädigung bis zur Höhe des 
Unterschiedsbetrages gewährt, wenn Sachen 
gleicher oder ähnlidier Art angeschafft wor- 
den sind oder angeschafft werden sollen und 
sie für eine angemessene Lebens- oder Haus- 
haltsführung notwendig sind. 

(2) Absatz 1 ist im Falle des Verlustes oder 
der Zerstörung gewerblicher Einrichtungs- 
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gegenstände sinngemäß anzuwenden mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des Satzes von 
50 vom Hundert der Satz von 33V3 vom 
Hundert tritt. 

§ 9 

(1) Die Entschädigung für die Beschädi- 
gung einer Sache bemißt sich nach den 
Kosten, die für eine sachgemäße Instandset- 
zung notwendig sind. Eine durch die In- 
standsetzung nicht zu behebende Wertmin- 
derung ist zu berücksichtigen. Die Entschädi- 
gung darf den gemeinen Wert nicht überstei- 
gen, den die Sache ohne die Beschädigung ge- 
habt hätte. 

(2) Kommt eine Instandsetzung wegen der 
Eigenart der Sache nicht in Frage, so ist die 
Entschädigung nadi dem Minderwert zu be- 
messen. Ist die Beschädigung so erheblich, daß 
die Instandsetzung untunlich ist, und eine 
Verwendung der Sache im beschädigten Zu- 
stand unwirtschaftlich oder unzumutbar, so 
ist die Sache als zerstört anzusehen. 

§ 10 

Im Falle des § 6 bemißt sich die Entschä- 
digung nach den Kosten, die notwendiger- 
weise aufgewendet werden müssen, um die 
Veränderungen zu beseitigen und den frü- 
heren Zustand wiederherzustellen. Stehen die 
Kosten in keinem angemessenen Verhältnis 
zu den Nachteilen, die dem Eigentümer in- 
folge der Veränderungen erwachsen, so be- 
schränkt sich die Entschädigung auf einen 
Ausgleich für diese Nachteile. 

§ 11 

(1) Bei der Bemessung der Entschädigung 
für Schäden an einer Sache, die von einer Be- 
satzungsmacht zur Nutzung oder zum Ge- 
brauch in Anspruch genommen worden war, 
ist von dem Zustand auszugehen, in dem sich 
die Sache im Zeitpunkt der Inanspruchnahme 
befand. 

(2) Eine Entschädigung wird nicht gewährt 
für die gewöhnlidic Abnutzung der Sache 
während der Dauer der Inanspruchnahme, es 
sei denn, daß eine Nutzungsvergütung aus 
Mitteln des Alliierten Besatzungskosten- und 
Auftragsausgabenhaushalts oder eine sonstige 
Entschädigung für die Überlassung der Nut- 
zung oder des Gebrauchs der Sachen nicht 
gezahlt worden ist. 


§ 12 

Als Zeitpunkt des schädigenden Ereignisses 
im Sinne dieses Gesetzes gilt bei Sachen, die 
von einer Besatzungsmacht zur Nutzung 
oder zum Gebrauch in Anspruch genommen 
waren, der Zeitpunkt der Freigabe der Sache. 
Satz 1 ist sinngemäß anzuwenden auf be- 
wegliche Sachen, die sich, ohne selbst in An- 
spruch genommen worden zu sein, auf einem 
von einer Besatzungsmacht in Anspruch ge- 
nommenen Grundstück befunden haben; das 
gilt nicht für verbrauchbare Sachen. 

§ 13 

(1) Kann ein Grundstück, das von einer 
Besatzungsmacht zur Nutzung oder zum Ge- 
brauch in Anspruch genommen worden war, 
nach Freigabe ganz oder zum Teil nicht als- 
bald genutzt werden, weil Schäden an dem 
Grundstück, bei gewerblich genutzten Grund- 
stücken auch an den betriebsnotwendigen Ein- 
richtungsgegenständen, behoben werden müs- 
sen, so wird dem Eigentümer bis zur Beseiti- 
gung der Schäden, längstens jedoch für sechs 
Monate vom Beginn des auf die Freigabe des 
Grundstücks folgenden Monats ab, eine Ent- 
schädigung gewährt. 

(2) Die Entschädigung darf für jeden Mo- 
nat die im letzten Monat vor der Freigabe 
aus dem Alliierten Besatzungskosten- und 
Auftragsausgabenhaushalt für das Grund- 
stück, bei gewerblich genutzten Grundstük- 
ken auch für die Einrichtungsgegenstände ge- 
zahlte monatliche Nutzungsvergütung nicht 
übersteigen. Kann das Grundstück nach der 
Freigabe nur zu einem Teil nicht genutzt 
werden, so ist bei der Berechnung der Ent- 
schädigung von dem anteiligen Betrag auszu- 
gehen. 

(3) War ein gewerblich genutztes Grund- 
stück im Zeitpunkt der Inanspruchnahme 
verpachtet, so wird dem Pächter eine Ent- 
schädigung gewährt, wenn das Pachtverhält- 
nis im Zeitpunkt der Freigabe des Grund- 
stücks noch bestand und der Pächter bis zu 
diesem Zeitpunkt eine Nutzungsvergütung 
aus dem Alliierten Besatzungskosten- und 
Auftragsausgabenhaushalt erhalten hat. Die 
Vorschriften der Absätze 1 und 2 sind sinn- 
gemäß anzuwenden. Die hochstzulässige Ent- 
schädigung je Monat bestimmt sich nach der 
dem Pächter gezahlten Nutzungsvergütung. 

(4) Eine Entschädigung nach dieser Vor- 
schrift wird nicht gewährt, wenn der Ent- 
schädigungsberechtigte die Instandsetzung 
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des Grundstücks oder der betriebsnotwen- 
digen Einrichtungsgegenstände schuldhaft un- 
terlassen oder verzögert hat. 

(5) Gebietskörperschaften, mit Ausnahme 
der Gemeinden und Gemeindeverbände, 
wird eine Entschädigung nach dieser Vor- 
schrift nicht gewährt. Das gleiche gilt für ju- 
ristische Personen, an denen Gebietskörper- 
schaften, mit Ausnahme der Gemeinden und 
Gemeindeverbände, zu mehr als 50 vom 
Hundert beteiligt sind. 

§ 14 

(1) Hat ein Entschädigungsberechtigter in- 
folge eines Schadens an einer Sache, die nicht 
von einer Besatzungsmacht zur Nutzung oder 
zum Gebrauch in Anspruch genommen wor- 
den war, einen Verdienst- oder sonstigen 
Einnahmeausfall erlitten, so wird ihm eine 
Entschädigung für die Zeit bis zur Behebung 
des Schadens, längstens jedoch für sechs Mo- 
nate, gewährt. Die Entschädigung darf den 
Betrag von 3000 Deutsche Mark nicht über- 
steigen, 

(2) Hat der Entschädigungsberechtigte zur 
Abwendung oder Minderung eines solchen 
Einnahme- oder Verdienstausfalles Aufwen- 
dungen gemacht, die den Umständen nach 
angemessen waren, so wird ihm hierfür eine 
Entschädigung gewährt. 

(3) Die Vorschrift des § 13 Abs. 4 ist sinn- 
gemäß anzuwendeii. 

§ 15 

(1) Bei einer Verletzung des Körpers oder 
der Gesundheit wird eine Entschädigung für 
die angemessenen Kosten der Heilung oder 
einer versuchten Heilung gewährt. 

(2) Eine Entschädigung wird ferner ge- 
währt für Vermögensnachteile, die dem Ver- 
letzten dadurch entstehen, daß seine Erwerbs- 
fähigkeit aufgehoben oder gemindert worden 
ist oder seine Bedürfnisse vermehrt worden 
sind. Die Entschädigung wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß ein anderer dem Entschä- 
digungsberechtigten Unterhalt zu gewähren 
hat. 

§ 16 

(1) Hat eine Verletzung des Körpers oder 
der Gesundheit den Tod des Verletzten ver- 
ursacht, so wird eine Entschädigung für die 
angemessenen Kosten der Beerdigung ge- 
währt. 


(2) Haben dritte Personen infolge des To- 
des ein auf Gesetz beruhendes Unterhalts- 
recht gegen den Verletzten verloren, so wird 
ihnen insoweit eine Entsdiädigung gewährt, 
als der Getötete während der mutmaßlichen 
Dauer seines Lebens zur Gewährung des Un- 
terhalts verpflichtet gewesen wäre. Das gilt 
nicht, wenn das Verhältnis, auf Grund dessen 
der Verletzte dem Dritten unterhaltspflichtig 
war oder unterhaltspflichtig werden konnte, 
im Zeitpunkt des schädigenden Ereignisses 
noch nicht bestand. Die Entschädigung wird 
auch dann gewährt, wenn der Dritte zur Zeit 
der Verletzung erzeugt, aber noch nicht ge- 
boren war. Die Vorschrift des § 15 Abs, 2 
Satz 2 ist anzuwenden. 

§ 17 

War der Verletzte kraft Gesetzes einem 
Dritten zur Leistung von Diensten in des- 
sen Hauswesen oder Gewerbe verpflichtet, 
so wird dem Dritten für die entgangenen 
P’ciiste eine Entschädigung gewährt. 

§ 18 

(1) Die Entschädigung wegen Aufhebung 
der Erwerbsfähigkeit bemißt sich nach dem 
Einkommen, das der Verletzte durch seine 
Arbeit voraussichtlich hätte erzielen können, 
wenn der Schadensfall nicht eingetreten wäre. 
Bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
bemißt sich die Entschädigung nach dem Be- 
trag, um den das Einkommen, das der Ver- 
letzte durch seine Arbeit erzielt oder erzie- 
len könnte, geringer ist als das Einkommen, 
das er ohne den Schadensfall durch seine Ar- 
beit hätte erzielen können. 

(2) Die Entschädigung wegen des Verlustes 
eines Rechts auf Unterhalt bemißt sich nach 
dem Betrag, den der Verletzte für den Un- 
terhalt des Berechtigten aus seinem Einkom- 
men aufzuwenden verpflichtet gewesen wäre. 
Die Gesamtsumme der Entschädigungen für 
mehrere Unterhaltsberechtigte darf 80 vom 
Hundert des für den Unterhalt verfügbaren 
Einkommens des Verletzten nicht überstei- 
gen. 

(3) Die Entschädigung für entgangene 
Dienste bemißt sich nach dem Betrag, der 
aufzuwenden ist, um Dienste der entgange- 
nen Art und in dem entgangenen Umfang 
durch andere Personen zu erhalten. 

§ 19 

(1) In den Fällen der §§ 15 Abs. 2, 16 
Abs. 2 und 17 wird die Entschädigung in 
Form einer Rente gewährt. 
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(2) Statt der Rente kann der Entschädi- 
gungsberechtigte eine Kapitalabfindung ver- 
langen, wenn ein widitiger Grund vorliegt 
und eine nützliche Verv/endung des Kapitals 
gesichert erscheint. Eine Kapitalabfindung 
wird nicht gewährt, wenn nach Lage der Ver- 
hältnisse der Anspruch auf die Rente vor- 
zeitig wegfallen kann. 

§ 20 

Bei einer Verletzung des Körpers oder der 
Gesundheit wird in den Fällen des § 4 Abs. 1 
eine Entschädigung auch wegen eines Scha- 
dens des Verletzten, der nidit Vermögens- 
schaden Ist, gewährt, sofern es wegen der 
Auswirkungen der Verletzung aus Gründen 
der Billigkeit geboten erscheint. 

§ 21 

(1) Ist der Besatzungsschaden vor dem 
21, Juni 1948 verursacht worden, so sind die 
Absätze 2 bis 5 anzuwenden. 

(2) Für Besatzungsschäden, die durdi eine 
Verletzung des Körpers oder der Gesundheit 
verursadit worden sind, wird eine Entschädi- 
gung nadi den §§15 bis 20 gewahrt, wenn 
und soweit sich die Folgen des schädigenden 
Ereignisses nach dem 20. Juni 1948 ausge- 
wirkt haben oder noch auswirken. 

(3) Für Besatzungsschäden an Sachen der 
in § 26 genannten Art wird eine Entschädi- 
gung in sinngemäßer Anwendung der §§ 26 
bis 30 gewährt, 

(4) Für Besatzungsschäden, für die in den 
Absätzen 2 und 3 die Zahlung einer Entschä- 
digung nicht vorgesehen ist, wird eine Ent- 
sdiädigung in Höhe von 10 vom Hundert 
des Schadensbetrages gewährt. 

(5) Schadensbetrag im Sinne dieser Vor- 
schrift ist der Betrag, der nach den §§ 7 bis 
20 als Entschädigung zu gewähren wäre. 

§ 22 

Die Vorschriften dieses Absdinitts sind an- 
zuwenden 

Lauf Schadensfälle, für die nach den besat- 
zungsrechtlichen Vorschriften die Gewäh- 
rung einer Entschädigung vorgesehen war, 
wenn und soweit das Verfahren zur Ab- 
geltung des Besatzungsschadens am 5. Mai 
1955, 12 Uhr mittags, noch nicht endgültig 
abgeschlossen war. 


2. auf sonstige Schadensfälle, es sei denn, daß 
das schädigende Ereignis vor dem 1. April 
1950 stattgefunden hat oder für den Sdia- 
den ein Zuschuß oder Ausgleich im Ver- 
waltungsweg gewährt worden Ist. 

§ 23 

(1) Als endgültig abgesdilossen sind Ver- 
fahren anzusehen, in denen eine mit einem 
ordentlichen Rechtsmittel nicht oder nicht 
mehr anfechtbare Entscheidung ergangen 
oder ein Vergleich oder eine sonstige Verein- 
barung abgeschlossen worden ist. 

(2) Ist über einen Teil der Entschädigung 
eine endgültige Entsdieidung ergangen oder 
ein Vergleich oder eine Vereinbarung ge- 
schlossen worden, so ist das Verfahren nur 
insoweit als endgültig abgeschlossen anzu- 
sehen. 


DRITTER ABSCHNITT 
Entschädigungen in besonderen Fällen 

Erster Unterabschnitt 
§ 24 

(1) Ist ein Antrag auf Gewährung einer 
Entschädigung wegen Verletzung des Kör- 
pers oder der Gesundheit von der zuständi- 
gen Dienststelle einer Besatzungsmacht ganz 
oder zum Teil endgültig abgelehnt worden, 
so wird dem Geschädigten eine Entschädi- 
gung gewährt, wenn die Entscheidung offen- 
sichtlich auf einer unrichtigen Rechtsanwen- 
dung oder auf einer unzutreffenden Beweis- 
würdigung beruht. 

(2) Die Vorschrift des Absatzes 1 ist sinn- 
gemäß anzuwenden, wenn ein Antrag auf 
Entschädigung wegen Zerstörung, Verlust 
oder Beschädigung vonSadien abgelehnt oder 
auf einen solchen Antrag eine Entschädigung 
festgesetzt v/orden ist, welche geringer ist als 
60 vom Hundert der Entsdiädigung, die nach 
den §§ 7 und 9 bis 11 zu gewähren wäre. Hat 
das schädigende Ereignis vor dem 1. April 
1950 stattgefunden, so wird eine Entschädi- 
gung nur gewährt, wenn und soweit dies un- 
ter Berücksichtigung der gesamten Verhält- 
nisse des Geschädigten zur Vermeidung einer 
unbilligen Härte geboten Ist. 

(3) Die Entschschädigung bemißt sich nach 
den §§ 7, 9 bis 11, 15 bis 21 und 32. 
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§ 25 

(1) Ist über die Abgeltung eines Besatzungs- 
schadens ein Vergleidb oder eine sonstige Ver- 
einbarung vor der zuständigen Dienststelle 
einer Besatzungsmacht abgeschlossen worden, 
so wird dem Geschädigten eine Entschädigung 
gewährt, wenn 

1. die durch den Vergleich oder die Verein- 
barung festgesetzte Entschädigung gerin- 
ger als 50 vom Hundert der Entschädi- 
gung ist, die nach den §§ 7, 9 bis 11, 15 
bis 21 und 32 zu gewähren wäre, 

2. der Geschädigte nachweist, daß er den Ver- 
gleich oder die Vereinbarung nur unter 
dem Druck seiner wirtschaftlichen Verhält- 
nisse abgeschlossen hat, und 

3. die Gewährung einer Entschädigung unter 
Berücksichtigung der gesamten Verhältnisse 
des Geschädigten zur Vermeidung einer 
unbilligen Härte geboten Ist. 

(2) Die Entschädigung bemißt sich nach 
den §§ 7, 9 bis 11, 15 bis 21 und 32. 

Zweiter Unterabschnitt 
§ 26 

Sind Entschädigungen für Besatzungsschä- 
den 

1 . an Wohnungselnrichtungsgegenständcn und 
Gegenständen des notwendigen persön- 
lichen Bedarfs, 

2. an betriebsnotwendigen Einrichtungsgegen- 
ständen gewerblicher Kleinbetriebe, 

3. an lebendem und totem Inventar bäuer- 
licher Familienbetriebe, 

4. an Wohngrundstücken mit einem Einheits- 
wert bis zu 30 000 Deutsche Mark, 

die vor dem 21. Juni 1948 verursacht worden 
sind, Im Verhältnis von 1 Deutsche Mark für 
10 Reichsmark umgestellt worden, so wird 
eine Entsdiädigung gewährt, soweit der Ge- 
schädigte den Schaden wirtschaftlich noch 
nicht überwunden hat und der Schaden nicht 
bereits vor dem 21. Juni 1948 behoben wor- 
den Ist. 

§ 27 

Im Sinne der Vorschrift des § 26 sind 
1. als gewerbliche Kleinbetriebe Betriebe mit 
einem Jahresumsatz bis zu 100 000 Deut- 
sche Mark oder einem steuerlichen Jahres- 
gewinn bis zu 10 000 Deutsche Mark, 


2. als bäuerliche Familienbetriebe Betriebe 

mit einem Einheitswert bis zu 30 000 Deut- 

sdie Mark 
anzusehen. 

§ 28 

(1) Schäden sind in der Regel insoweit als 
wirtschaftlich überwunden anzusehen, als der 
Schadensbetrag (§ 29) 75 vom Hundert des 
dur chschnittli Aen steuerpf li Atigen J ahresein- 
kommens des GesAädigten In den Jahren 
1949 bis 1954 niAt übersteigt. Der Vomhun- 
dertsatz ermäßigt sIA für den nIAt dauernd 
von ihm getrennt lebenden Ehegatten um 
10 vom Hundert und für jedes unterhaltsbe- 
reditigte Kind um 5 vom Hundert; er be- 
trägt jedoA mindestens 50 vom Hundert. 

(2) Absatz 1 gilt nIAt, wenn das durA- 
sAnittHche steuerpflichtige Jahreseinkommen 
des GesAädigten unter 6000 DeutsAe Mark 
liegt. 

(3) Dem Einkommen des GesAädigten Ist 
das Einkommen seines Ehegatten hinzuzu- 
reAnen. 

§ 29 

(1) Die EntsAädigung wird naA einem 
Vomhundertsatz des SAadensbetrages be- 
messen. 

(2) Ist ein Teil des SAadens als wirtsAaft- 
lich überwunden anzusehen, so wird die Ent- 
schädigung naA einem Vomhundertsatz des 
Schadensbetrages bemessen, der dem wlrt- 
sAaftlich niAt überwundenen Teil des SAa- 
dens entsprIAt. 

(3) Schadensbetrag ist der in RelAsmark 
festgestellte EntsAädigungsbetrag. Dieser Ist 
zu beriAtIgen, wenn er unter offenbarem 
Verstoß gegen die Im Zeitpunkt des Eintritts 
des sAädigenden Ereignisses geltenden Preis- 
vorsAriften ermittelt worden ist. Dabei kön- 
nen die im Zeitpunkt der BerlAtigung be- 
stehenden Preis- und Wertverhältnisse zu- 
grunde gelegt werden. 

§ 30 

(1) Die EntsAädigung beträgt 
für Beträge 

bis 2 000 ReiAsmark 80 vom Hundert 
für 2 000 ReiAsmark übersteigende Beträge 
bis 5 000 ReiAsmark 60 vom Hundert 
für 5 000 ReiAsmark übersteigende Beträge 
bis 10 000 ReiAsmark 50 vom Hundert 
für 10 000 ReiAsmark übersteigende Beträge 
bis 15 000 ReiAsmark 40 vom Hundert 
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für 15 000 Reichsmark übersteigende Beträge 
bis 20 000 Reichsmark 30 vom Hundert 
des nach § 29 entschädigungsfähigen Scha- 
densbetrages. 

(2) Eine Entschädigung wird nicht gewährt, 
soweit der Schadensbetrag 20 000 Reichsmark 
übersteigt. Der Betrag erhöht sich im Falle 
des § 29 Abs. 2 um den Teil des Schadens- 
betrages, der dem wirtschaftlich überwunde- 
nen Teil des Schadens entspricht; er darf je- 
doch 40 000 Reichsmark nicht übersteigen. 

§ 31 

Auf die Entschädigung sind die Beträge an- 
zurechnen, die dem Geschädigten als Entschä- 
digung für den entschädigungsfähigen Teil 
des Scliadensbetrages oder als Härteausgleich 
für den Schaden gezahlt worden sind. 

§ 32 

(1) Geschädigten, die auf Grund einer Ent- 
scheidung der nach besatzungsrechtlichen 
Vorschriften zuständigen Dienststelle vor 
dem 21, Juni 1948 eine Kapitalabfindung we- 
gen Verlustes oder Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit, wegen dauernder Vermehrung der 
Bedürfnisse oder wegen Verlustes eines Rechts 
auf Unterhalt erhalten haben, wird eine Ent- 
schädigung gewährt, wenn die Voraussetzun- 
gen vorliegen, unter denen nach den Vor- 
schriften der §§ 15 Abs. 2 und 16 Abs. 2 
eine Entschädigung zu gewähren wäre. 

(2) Die Entschädigung bemißt sich nach 
den Vorschriften des zweiten Abschnitts; sie 
darf jedoch den Betrag nicht übersteigen, der 
dem Geschädigten bei Anwendung des Ge- 
setzes über die Versorgung der Opfer des 
Krieges (Bundesversorgungsgesetz) In der je- 
weils geltenden Fassung zu gewähren wäre. 

(3) Die Entschädigung wird vom Ersten 
des Monats an gewährt, in dem dieses Gesetz 
in Kraft tritt. 


VIERTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften 
für die Entschädigung 

§ 33 

(1) Eine Entschädigung wird nicht gewährt 

1. für Besatzungsschäden, welche die in § 2 
Nr. 1 bis 4 Genannten erlitten haben; 


2. für Besatzungsschäden an Sachen, die unter 
die Vorschrift des Artikels 134 des Grund- 
gesetzes fallen; 

3. für Besatzungsschäden an Sachen, die am 
8. Mai 1945 der NSDAP, ihren Gliederun- 
gen, angeschlossenen Verbänden und den 
von ihr abhängigen Organisationen gehör- 
ten, es sei denn, daß die Sachen auf Grund 
eines Rückerstattungsanspruches dem frü- 
heren Eigentümer oder sonstigen Rücker- 
stattungsberechtigten übertragen worden 
sind; 

4. für Besatzungsschäden an Sachen im Eigen- 
tum der Bundesrepublik oder juristischer 
Personen, an denen allein das Deutsche 
Reich oder die Bundesrepublik beteiligt ist. 

(2) Für Besatzungsschäden an Sachen im 
Eigentum juristischer Personen, an denen das 
Deutsche Reich oder die Bundesrepublik zu 
einem Teil beteiligt ist, wird eine Entschädi- 
gung für den Teil des Schadens nicht gewährt, 
welcher der kapitalmäßigen Beteiligung die- 
ser Gebietskörperschaften entspricht. 

§ 34 

Beträge, die als Entschädigung auf Grund 
der bisherigen Abgeltungsvorsdiriften oder 
als Härteausgleich gezahlt worden sind, so- 
wie sonstige Vermögensvorteile, die im Zu- 
sammenhang mit dem Besatzungschaden ent- 
standen sind, sind auf die Entschädigung an- 
zurechnen. 

§ 35 

Steht dem Entschädigungsberechtigten we- 
gen des Besatzungsschadens ein Anspruch ge- 
gen einen Dritten zu, so geht der Anspruch 
auf die Bundesrepublik über, soweit nach die- 
sem Gesetz oder nach den besatzungsrecht- 
lichen Vorschriften eine Entschädigung ge- 
währt worden ist. Das gilt nicht für An- 
sprüche aus einem Versicherungsverhältnis. 

§ 36 

(1) Hat bei der Entstehung des Besatzungs- 
schadens ein Verschulden des Geschädigten 
mitgewirkt, so ist dies bei der Bemessung der 
Entschädigung zu berücksichtigen. Dasselbe 
gilt, wenn der Geschädigte es schuldhaft un- 
terlassen hat, den Schaden zu mindern. 

(2) Dem Verschulden des Geschädigten wird 
das Verschulden seines Vertreters und des- 
jenigen gleichgestellt, den der Geschädigte 
oder sein Vertreter zu einer Verrichtung be- 
stellt hatte. 
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§ 37 

Eine Entschädigung kann ganz oder teil- 
weise versagt werden, wenn der Antragsteller 
durch wissentlich falsche Angaben oder durch 
Beeinflussung eines Zeugen, eines Sachver- 
ständigen oder einer mit der Bearbeitung sei- 
nes Antrags dienstlich befaßten Person eine 
ihm nicht zustehende Entschädigung zu erlan- 
gen versucht. 

§ 38 

Eine Entschädigung für entgangenen Ge- 
winn wird nicht gewährt, soweit in diesem 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

§ 39 

(1) Die Entschädigung wird in Geld ge- 
währt. 

(2) Bei der Bemessung der Entschädigung 
sind die bestehenden Preisvorschriften zu be- 
achten. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Härteausgleich und Bundesdarlehen 

§ 40 

Ergeben sich bei der Abgeltung von Be- 
satzungsschäden besondere Härten, so kann 
der Bundesminister der Finanzen einen Härte- 
ausgleich gewähren. 

§ 41 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, Darlehen zu gewähren, um die 
Instandsetzung oder Wiederbeschaffung von 
Sachen zu ermöglichen, an denen Besatzungs- 
schäden eingetreten sind. 

(2) Darlehen dürfen nur gewährt werden, 
wenn der Betroffene nicht in der Lage ist, die 
erforderlichen Mittel selbst aufzubringen oder 
sie zu tragbaren Bedingungen anderweitig im 
Kreditweg zu beschaffen und der Einsatz 
öffentlicher Mittel gerechtfertigt erscheint. 


ZWEITER TEIL 

V erf ahrensvorschrif ten 

§ 42 

Die Entschädigung nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes wird auf Antrag gewährt. 


§ 43 

War im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes ein Verfahren zur Abgeltung des 
Besatzungsschadens anhängig, so bedarf es 
keines besonderen Antrages auf Gewährung 
einer Entschädigung nach diesem Gesetz. 

§ 44 

(1) Über Anträge auf Gewährung einer 
Entschädigung entscheiden die Behörden der 
bisherigen Besatzungslastenverwaltung. 

(2) Für die Entscheidung ist die Behörde 
der unteren Verwaltungsstufe zuständig, bei 
der das Verfahren zur Abgeltung des Be- 
satzungsschadens anhängig war oder anhängig 
ist. 

(3) War keine Behörde der bisherigen Be- 
satzungslastenverwaltung mit der Abgeltung 
des Besatzungsschadens befaßt, so ist die Be- 
hörde der unteren Verwaltungsstufe zuständig, 
in deren Bezirk das den Besatzungsschaden 
verursachende Ereignis stattgefunden hat. 

(4) Die für die Finanzverwaltung zustän- 
dige oberste Landesbehörde kann abweichend 
von den Vorschriften der Absätze 1 bis 3 be- 
stimmen, daß die Entscheidung 

1. allgemein oder für bestimmte Gruppen von 

Anträgen den Behörden der mittleren Ver- 
waltungsstufe, 

2. für die Bezirke mehrerer Behörden einer 

von ihnen übertragen wird. 

§ 45 

(1) Der Bundesminister der Finanzen be- 
stellt zur Wahrnehmung der finanziellen Be- 
lange der Bundesrepublik Vertreter des Bun- 
desinteresses. 

(2) Der Vertreter des Bundesinteresses ist an 
dem Verfahren vor den Verwaltungsbehörden 
und vor den Verwaltungsgerichten zu betei- 
ligen. 

§ 46 

(1) Der Antrag auf Entschädigung ist 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der für 
die Entscheidung zuständigen Behörde zu 
stellen. Er soll alle für die Entscheidung we- 
sentlichen Angaben enthalten und auf die Be- 
weismittel, soweit sie nicht beigefügt sind, 
Bezug nehmen. 

(2) Ist dem Antragsteller bekannt, daß 
andere Personen einen Anspruch auf die Ent- 
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Schädigung geltend machen oder geltend 
machen können, so hat er dies in seinem An- 
trag anzugeben. 

§ 47 

(1) Der Antrag auf Entschädigung ist in- 
nerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zu stellen. 

(2) Wegen eines Sdiadensf alles, für den nach 
den besatzungsrechtliclien Vorschriften die Ge- 
währung einer Entschädigung vorgesehen war, 
kann ein Antrag auf Entschädigung nach den 
Vorschriften des zv/eiten Abschnitts nur dann 
gestellt v/erden, wenn die Antragsfrist nach 
den besatzungsrechtlichen Vorschriften am 
5. Mai 1955, 12 ühr mittags, noch nicht ab- 
gelaufen war. Auf Schadensfälle, für die im 
Verwaltungswege ein Ausgleich vorgesehen 
war, ist Satz 1 sinngemäß anzuwenden. E^ie 
Vorschrift des § 59 bleibt unberührt, 

(3) In den Fällen des § 43 bestimmt sich 
die Antragsfrist nach den bisher geltenden 
Vorschriften. 

§ 48 

(1) Die Behörde soll den Eingang des An- 
trags schriftlich bestätigen. Sie hat das weitere 
Verfahren von Amts wegen zu betreiben. 

(2) Die Behörde stellt unverzüglich die er- 
forderlichen Ermittlungen an. Sie kann den 
Antragsteller sowie Zeugen und Sachverstän- 
dige vernehmen. Sie kann die Amts- und 
Rechtshilfe anderer Behörden und der Ge- 
richte in Anspruch nehmen, insbesondere die 
Geridite um eidliche Vernehmung von Zeu- 
gen und Sachverständigen ersuchen. 

§ 49 

(1) Die Behörde entscheidet über den An- 
trag durch schriftlichen Bescheid. Dieser ist zu 
begründen, wenn er von dem Antrag abweicht. 

(2) Vor Erlaß des Bescheides ist der Ver- 
treter des Bundesinteresses zu hören, soweit 
der Bundesminister der Finanzen nichts an- 
deres bestimmt. 

(3) Der Bescheid ist mit einer Belehrung 
über das zulässige Rechtsmittel zu versehen 
und dem Antragsteller sov/ie dem Vertreter 
des Bundesinteresses zuzustellen. Die Zustel- 
lung erfolgt nach den Vorschriften des Ver- 
waltungszustellungsgesetzes vom 3. Juli 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 379). 


§ 50 

Die Behörde kann über den Grund des An- 
spruchs vorab entscheiden. Sie kann Feststel- 
lungs- und Teilbesdtcide erlassen. 

§ 51 

(1) Die Behörde kann mit dem Antragstel- 
ler eine V^ereinbarung über die Höhe der Ent- 
schädigung oder eines Teils derselben treffen. 

(2) Die Vereinbarung bedarf der Zustim- 
mung des Vertreters des Bundesinteresses, so- 
weit der Bundesminister der Finanzen nichts 
anderes bestimmt. 

§ 52 

(1) Gegen den Bescheid können der Antrag- 
steller und der Vertreter des Bundesinteresses 
Beschwerde einlegen. Die Beschwerde ist inner- 
halb eines Monats nach Zustellung des Be- 
scheides bei der Behörde einzulegen, die den 
Bescheid erlassen hat. Über die Beschwerde 
entscheidet die übergeordnete Verwaltungs- 
behörde. 

(2) Auf das Beschwerdeverfahren sind die 
Vorschriften der §§ 44, 45, 46 Abs. 1 und 
48 bis 51 sinngemäß anzuvrenden. 

(3) Gegen die Beschwerdeentscheidung kön- 
nen die im Absatz 1 genannten Personen in- 
nerhalb eines Monats nach Zustellung der Ent- 
scheidung Klage vor dem Verwaltungsgericht 
erheben. 

§ 53 

(1) Die Entschädigung Ist auszuzahlen, so- 
bald der Bescheid, durch den sie festgesetzt 
worden ist, unanfechtbar geworden oder eine 
Vereinbarung rcchtswirksam abgeschlossen 
worden ist. 

(2) Wird ein Bescheid oder Teilbescheid we- 
gen der Höhe der festgesetzten Entschädigung 
angefochten, so soll die Auszahlung des Teiles 
der Entschädigung angeordnet werden, über 
den kein Streit besteht. 

(3) Vorauszahlungen auf die Entschädigung 
können in angemessenem Umfang gewährt 
werden, wenn der Antrag dem Grunde nach 
gerechtfertigt Ist. Vorauszahlungen auf künf- 
tig fällig werdende, wiederkehrende Entschä- 
digungsleistuiigen sind nicht zulässig. 

(4) Die Auszahlung der Entschädigung nach 
der Vorschrift des § 10 Satz 1 kann von dem 
Nachweis abhängig gemacht werden, daß die 
baulichen Änderungen tatsächlich beseitigt 
werden. 
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s 54 

Besteht bei der Behörde Ungewißheit dar- 
über, an wen die Entsdiädigung auszuzahlen 
ist, so hat sie die Entsdiädigung unter Ver- 
zidit auf das Redit der Rücknahme zu hinter- 
legen. 

S 55 

(1) Das Verfahren vor den Verwaltungs- 
behörden ist kostenfrei. Dem Antragsteller 
können jedoch Auslagen insoweit auferlegt 
werden, als er sie durch grobes Versdiulden 
verursadit hat. 

(2) Auslagen, die dem Antragsteller durch 
das Verfahren entstanden sind, werden ihm 
erstattet, wenn sic zur zweckentspredienden 
Wahrnehmung seiner Rechte notwendig v/aren 
und sidi sein Antrag als begründet erweist. 

S 56 

(1) Ein unanfechtbar gewordener Bescheid 
kann geändert werden, 

1. wenn ein Beteiligter neue Tatsadien oder 

Beweismittel beibringt, die er ohne sein 

Versdiulden in dem früheren Verfahren 

nidit beibringen konnte, 

2. wenn der Bescheid durdi eine strafbare 

Handlung herbeigeführt worden ist. 

(2) Die Änderung erfolgt durdi die Be- 
hörde, die in dem früheren Verfahren zuletzt 
sadiliA entschieden hat. 

(3) Nach Ablauf von drei Jahren, nadidem 
ein Bescheid unanfeditbar geworden ist, ist 
eine Änderung des Besdieides nidit mehr zu- 
lässig. 

S 57 

(1) Ändern sidi die Verhältnisse, die für die 
Gewährung künftig fällig werdender wieder- 
kehrender Entsdiädigungsleistungen maß- 
gebend sind, so ist auf Antrag eines Beteilig- 
ten oder von Amts wegen der Besdieid oder 
die Vereinbarung entsprediend zu ändern. Zu- 
ständig ist die Behörde, die in dem früheren 
Verfahren zuletzt sachlidi entschieden hat. 

(2) Absatz 1 gilt audi, wenn über den Ent- 
schädigungsantrag nadi den besatzungsrecht- 
lichen Vorschriften entschieden worden ist. 
Die Entsdieidung ist in diesem Fall von der 
nach § 44 zuständigen Behörde zu treffen. 

S 58 

(1) Ist durch Vorauszahlungen auf eine nodi 
nidit endgültig festgesetzte Entsdiädigung 


eine Überzahlung eingetreten, so hat die nadi 

44 zuständige Behörde durdi Rückzahlungs- 
escheid die Rückzahlung des zuviel gezahlten 
Betrages anzuordnen. 

(2) Wird ein Besdieid, auf Grund dessen 
eine Entschädigung gezahlt worden ist, be- 
richtigt oder geändert und ist dadurdi eine 
Überzahlung eingetreten, so hat die nadi § 44 
zuständige Behörde durdi Rückzahlungsbe- 
sdieid die Rückzahlung des Teiles der Ent- 
sdiädigung anzuordnen, zu dessen Rückzah- 
lung der Zahlungsempfänger verpfliditet ist. 

(3) Auf das Verfahren sind die Vorsdirif- 
ten der §§ 49, 51 und 52 sinngemäß anzu- 
wenden. Die Vollstrediung erfolgt nadi den 
Vorsdiriften des Verwaltungsvollstreckungs- 
gesetzes vom 27. April 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 157). 

S 59 

War der Antragsteller ohne eigenes Ver- 
sdiulden an der Einhaltung einer Frist gehin- 
dert, so kann ihm auf Antrag Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand gewährt wer- 
den. Der Antrag auf Wiedereinsetzung ist 
innerhalb eines Monats seit dem Wegfall des 
Hinderungsgrundes bei der Behörde zu stel- 
len, die in der Sache zu entsdieiden hat. 


DRITTER TEIL 
Sdilußvorschriften 
S 60 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
audi im Lande Berlin. 

(2) Eine Entsdiädigung wird jedodi nur in- 
soweit gewährt, als der Gesdiädigte nidit von 
den Besatzungsmäditen, insbesondere aus Mit- 
teln des Alliierten Besatzungskosten- und Auf- 
tragsausgabenhaushalts Ersatz erhalten kann. 

S 61 

Es werden aufgehoben 

1. folgende Vorsdiriften der Alliierten Hohen 

Kommission: 

a) das Gesetz Nr. 47 vom 8. Februar 1951 
(Amtsblatt der Alliierten Hohen Kom- 
mission S. 767); 
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b) die Durchführungsverordnung Nr. 1 zu 
diesem Gesetz vom 6. Februar 1952 
(Amtsblatt der Alliierten Hohen Kom- 
mission S. 1498); 

c) die Durchführungsverordnung Nr. 2 zu 
diesem Gesetz vom 6. März 1952 (Amts- 
blatt der Alliierten Hohen Kommission 
S. 1548); 

d) das Gesetz Nr. 79 vom 24. September 
1952 (Amtsblatt der Alliierten Hohen 
Kommission S. 1932); 

2. das Gesetz Nr. 43 des Hohen Kommissars 
der Vereinigten Staaten für Deutschland 
vom 28. Oktober 1954 (Amtsblatt der 
Alliierten Hohen Kommission S. 3127); 

3. folgende Vorschriften des Hohen Kommis- 
sars des Vereinigten Königreichs für Deutsch- 
land: 

a) die Verordnung Nr. 228 (Amtsblatt der 
Alliierten Hohen Kommission S. 847); 

b) die Verordnung Nr. 238 vom 15. De- 
zember 1951 (Amtsblatt der Alliierten 
Hohen Kommission S. 1377); 

c) die Verordnung Nr. 245 vom 12. Juli 
1952 (Amtsblatt der Alliierten Hohen 
Kommission S. 1770); 

d) die Verordnung Nr. 247 vom 27. Ok- 
tober 1952 (Amtsblatt der Alliierten 
Hohen Kommission S. 2165); 

e) die Verordnung Nr. 258 vom 12. Fe- 
bruar 1955 (Amtsblatt der Alliierten 
Hohen Kommission S. 3214); 

4. folgende Vorschriften des französischen 
Oberkommandos in Deutschland und des 
Hohen Kommissars der Französischen Re- 
publik für Deutschland: 


a) die Verordnung Nr. 134 vom 20. No- 
vember 1947 (Amtsblatt des franzö- 
sischen Oberkommandos S. 1245); 

b) die Verordnung Nr. 258 vom 26. Fe- 
bruar 1951 (Amtsblatt der Alliierten 
Hohen Kommission S. 823 und 856); 

c) die Verordnung Nr. 259 vom 30. März 
1951 (Amtsblatt der Alliierten Hohen 
Kommission S. 870); 

d) die Verordnung Nr. 261 vom 15. Mai 
1951 (Amtsblatt der Alliierten Hohen 
Kommission S. 908); 

c) die Verordnung Nr. 269 vom 19. Ok- 
tober 1951 (Amtsblatt der Alliierten 
Hohen Kommission S, 1260); 

f) die Verordnung Nr. 287 vom 21. April 
1955 (Amtsblatt der Alliierten Hohen 
Kommission S. 3229); 

g) die Anordnung Nr. 162 vom 26. Fe- 
bruar 1951 (Amtsblatt der Alliierten 
Hohen Kommission S. 828); 

h) die Anordnung Nr. 163 vom 26. Fe- 
bruar 1951 (Amtsblatt der Alliierten 
Hohen Kommission S. 831); 

i) die Anordnung Nr. 164 vom 15. Mai 
1951 (Amtsblatt der Alliierten Hohen 
Kommission S. 909); 

j) die Anordnung Nr. 165 vom 15. Mai 
1951 (Amtsblatt der Alliierten Hohen 
Kommission S. 910); 

k) die Anordnung Nr. 168 vom 5. Juli 
1951 (Amtsblatt der Alliierten Hohen 
Kommission S. 991). 

§ 62 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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